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S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S 

G I U S E P P E T E S A U R O 

vom 7. M ä r z 1990 : r 

Herr Präsident, 
meine Henen Richter! 

1. Mit der vorliegenden Vorabentschei­
dungsfrage ersucht das nationale Gericht 
den Gerichtshof, über die Gültigkeit der Be­
stimmungen über die Erhebung der zusätzli­
chen Mitverantwortungsabgabe für Getreide 
gemäß Artikel 4 b der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 des Rates in der Fassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1097/88 des Ra­
tes1 und gemäß der Durchführungsverord­
nung Nr. 1432/88 der Kommission2 zu 
entscheiden. 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachver­
halts verweise ich auf den Sitzungsbericht, 
erinnere jedoch daran, daß die Abgabe nach 
dieser Regelung zum Zeitpunkt der Ver­
marktung des Getreides zu zahlen ist; am 
Ende des Wirtschaftsjahres wird dann fest­
gestellt, ob die gesamte Getreideproduktion 
den festgesetzten Schwellenwert (die „ga­
rantierte Höchstmenge") überschritten hat 
(und wenn ja, um wieviel). Hat die Erzeu­
gung diese Höchstmenge nicht überschrit­
ten, so wird die Abgabe voll erstattet; wird 
diese Höchstmenge geringfügig überschrit­
ten, so ist die Möglichkeit einer teilweisen 
Erstattung vorgesehen. 

Im vorliegenden Fall wird jedoch gerade be­
anstandet, daß die Abgabe insgesamt bei der 
Vermarktung des Getreides zu zahlen ist 
(vorbehaltlich einer eventuellen Erstattung) 

und nicht später, zum Zeitpunkt der Fest­
stellung der Überschreitung der garantierten 
Höchstmenge. Eine derartige Erhebung sei 
aus zwei Gründen rechtswidrig: zum einen, 
weil eine finanzielle Belastung auferlegt 
werde, noch bevor die entsprechende Ver­
pflichtung entstanden sei (diese könne näm­
lich erst dann als endgültig entstanden ange­
sehen werden, wenn die Überschreitung der 
garantierten Höchstmenge festgestellt 
werde); zum anderen verstoße diese vorge­
zogene Erhebung der Abgabe gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, da Al­
ternativlösungen (insbesondere ein System 
von Bankbürgschaften) denkbar seien, die 
die tatsächliche Zahlung der Abgabe eben­
falls sicherstellten und dennoch für die Er­
zeuger weniger belastend seien. 

2. Zum ersten Punkt: Die Parteien haben 
unterschiedliche Standpunkte dazu vertre­
ten, wie der ansprucbsbegründende Tatbe­
stand der Verpflichtung zur Zahlung der 
Abgabe zu bestimmen sei. Der Rat und die 
Kommission sind der Auffassung, dieser 
Tatbestand werde durch die Vermarktung 
des Getreides erfüllt; der Kläger des Aus­
gangsverfahrens und die italienische Regie­
rung machen — wie bereits ausgeführt — 
geltend, die Abgabenschuld entstehe end­
gültig erst dann, wenn die Überschreitung 
der garantierten Höchstmenge festgestellt 
werde. Aus diesen Prämissen werden unter­
schiedliche Konsequenzen hinsichtlich der 
Rechtmäßigkeit der fraglichen Bestimmun­
gen über die Erhebung gezogen. Die Or­
gane, die davon ausgehen, daß die Ver­
pflichtung mit der Vermarktung entsteht, 
halten es für völlig gerechtfertigt, die unmit­
telbare Erfüllung dieser Verpflichtung zu 

* Originalsprache: Italienisch. 
1 — Verordnung (EWG) Nr. 1097/88 des Rates vom 25. April 

1988 (ABI. L 110, S. 7). 
2 — Verordnung (EWG) Nr. 1432/88 der Kommission vom 26. 

Mai 1988 (ABI. L 131, S. 37). 
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verlangen; die Vertreter des anderen Stand­
punkts dagegen wenden ein, es sei — insbe­
sondere im Lichte der Grundsätze, die dem 
System der fraglichen steuerlichen Leistun­
gen allgemein zugrunde lägen — rechtswid­
rig, die Zahlung in einem Zeitpunkt vorzu­
sehen, in dem man noch nicht wisse, ob und 
in welcher Höhe eine Zahlungspflicht ent­
stehe. 

3. Dieser letzte Standpunkt beruht jedoch 
— zumindest nach den eingereichten 
schriftlichen Erklärungen — auf der An­
nahme, die Abgabe stelle eine steuerliche 
Verpflichtung dar; dies ist nicht richtig. Der 
Gerichtshof hat in der Tat eine solche Be­
trachtungsweise wiederholt zurückgewiesen. 
Er hat entschieden, daß die Mitverantwor­
tungsabgaben, auch wenn sie einen finanzi­
ellen Aspekt haben, da sie dazu beitragen, 
die finanzielle Belastung des EAGFL zu ver­
ringern, gleichwohl Maßnahmen der Agrar­
politik darstellen und hauptsächlich zu einer 
Stabilisierung der durch strukturelle Über­
schüsse gekennzeichneten Märkte führen 
sollen. Genau aus diesem Grund halte ich es 
nicht für richtig, die Rechtmäßigkeit der 
Abgabe oder — im vorliegenden Fall — ih­
rer Durchführungsbestimmungen im Hin­
blick auf, obendrein rein abstrakte, Krite­
rien zu beurteilen, die dem Steuerrecht ent­
liehen sind; die Maßnahme muß im Gegen­
teil im Lichte der Regeln und Grundsätze 
beurteilt werden, die für die Ausübung der 
Rechtsetzungszuständigkeiten der Gemein­
schaftsorgane bei der Durchführung der 
Agrarpolitik gelten. 

4. In Anbetracht dessen finde ich den 
Standpunkt der Organe, wonach der an­
spruchsbegründende Tatbestand der Abga­
beverpflichtung in der Vermarktung der Er­
zeugnisse zu sehen ist, im Hinblick auf 
Wortlaut und Gesamtstruktur der anwend­
baren Vorschriften richtiger. Zunächst be­

stimmt Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 1432/88 ausdrücklich die Vermarktung 
als den „anspruchsbegründenden Tatbe­
stand" der Abgabe. Außerdem unterscheidet 
die fragliche Verordnung deutlich zwischen 
der Verpflichtung zur Zahlung der Abgabe, 
die unmittelbar durch die Vermarktung ent­
steht, und dem späteren eventuellen An­
spruch auf Erstattung, setzen doch sowohl 
dessen Bestehen als auch dessen Höhe die 
Feststellung voraus, daß die garantierte 
Höchstmenge nicht überschritten worden 
ist. Diese Feststellung ist daher die Bedin­
gung, von der eher die (volle oder teilweise) 
Erstattung der gezahlten Beträge als die 
Entstehung der Abgabepflicht abhängt. 

5. In jedem Fall ist dieser rein formalrecht­
liche Meinungsunterschied jedoch für die 
Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits 
letztlich ohne Bedeutung. Selbst wenn näm­
lich der Kläger des Ausgangsverfahrens 
recht hätte und somit davon auszugehen 
wäre, daß die Verpflichtung erst dann ent­
steht, wenn die Überschreitung des Schwel­
lenwertes festgestellt wird, würde daraus 
nicht automatisch die Rechtswidrigkeit der 
Durchführungsbestimmungen für die Ab­
gabe folgen. Es ist nämlich auch im Rahmen 
nationaler Abgabensysteme nicht selten, daß 
in bestimmten Fällen die vorgezogene Erhe­
bung von Beträgen vorgesehen ist, für die 
die entsprechende Verpflichtung noch nicht 
entstanden ist. Dies ist zum Beispiel immer 
dann der Fall, wenn im Hinblick auf noch 
nicht erwirtschaftete oder festgestellte Ein­
nahmen ein Abzug vorgenommen oder ein 
Betrag als Vorauszahlung eingezogen wird. 

Daß eine vorgezogene Erhebung eines Be­
trages, das heißt eine Erhebung vor Eintritt 
der Bedingung für die Besteuerung vorgese­
hen ist, ist folglich für sich allein nicht 
rechtswidrig. Es ist jedoch zu prüfen, ob 
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dies objektiv gerechtfertigt ist, insbesondere, 
ob es für den Betroffenen zu hohe, weil im 
Verhältnis zu dem angestrebten Ziel unan­
gemessene Belastungen mit sich bringt. 

Alles in allem bin ich daher der Meinung, 
daß der erste im vorliegenden Verfahren 
geltend gemachte Ungültigkeitsgrund im 
wesentlichen von dem zweiten, der angeb­
lichen UnVerhältnismäßigkeit des Systems 
der Abgabenerhebung, mitumfaßt wird. 

6. Dazu weise ich darauf hin, daß der Ge­
richtshof mehrfach entschieden hat, der Ge­
meinschaftsgesetzgeber verfüge bei der 
Wahl der Maßnahmen zur Erreichung der 
Ziele der Agrarpolitik über ein weites Er­
messen. Der Gerichtshof hat auch entschie­
den, dieses Ermessen bewirke, daß die ge­
richtliche Nachprüfung nur in den Grenzen 
einer strengen Rechtsmäßigkeitskontrolle 
ausgeübt werden könne. Folglich kann die 
Rechtswidrigkeit einer Maßnahme nur fest­
gestellt werden, wenn diese zur Erreichung 
des Ziels offensichtlich ungeeignet ist3. 

Ich bin jedoch nicht der Ansicht, daß dieses 
Ermessen nur die Art der zu erlassenen 
Maßnahme betrifft; es umfaßt im Gegenteil 
auch, ja sogar erst recht, die Festsetzung der 
Durckfiihrungsbestimmungen zu der nämli­
chen Maßnahme. 

Im vorliegenden Fall läßt sich daher nicht 
sagen, daß die Organe nur entscheiden 
konnten, ob es für eine Begrenzung des An­
gebots angebracht war, dem Instrument der 
Mitverantwortungsabgabe den Vorzug vor 
anderen Möglichkeiten, wie einer Herabset­
zung der Interventionspreise oder der Ein­

führung von Produktionsquoten, zu geben. 
Wird nämlich eines dieser Instrumente ge­
wählt, so können die Organe auch frei dar­
über entscheiden, wie es anzuwenden ist, 
und im Falle einer Abgabe regeln, ob es 
zweckmäßig ist, die Zahlung für den Zeit­
punkt der Vermarktung oder für einen spä­
teren Zeitpunkt oder etwas anderes vorzuse­
hen. 

Im Rahmen der gerichtlichen Nachprüfung 
kann daher nur geprüft werden, ob die im 
vorliegenden Fall erlassenen Durchfüh­
rungsbestimmungen nicht im Hinblick auf 
das angestrebte Ziel völlig ungeeignet sind. 

7. Dazu ist geltend gemacht worden, die 
sofortige Zahlung der Abgabe sei nicht er­
forderlich, um ihre tatsächliche Erhebung 
sicherzustellen; andere Mittel, wie ein Kau­
tions- oder Bürgschaftssystem, seien für die 
Erreichung dieses Ziels geeignet und bräch­
ten zugleich deutlich geringere Belastungen 
für die Landwirte mit sich. 

Ich bin jedoch der Auffassung, daß dieser 
Einwand nicht greift, da er gerade unbe­
rücksichtigt läßt, daß das fragliche Instru­
ment kein steuerliches Ziel (Erzielung von 
Einnahmen), sondern ein bestimmtes wirt­
schaftspolitisches Ziel verfolgt. 

Die Abgabe ist nämlich, wie bereits ausge­
führt, ein Instrument zur Drosselung des 
Angebots auf einem Markt mit strukturellen 
Überschüssen: Indem sie eine Herabsetzung 
des Interventionspreises verursacht, schreckt 
sie von der Erzeugung ab. 

3 — Siehe das Unci! vom II. Juli 1989 in der Rechtssache 
265/87, Schräder, Slg. 1989, 2237, Randnrn. 21 ff., und 
wegen weherer Hinweise meine Schlußanträge in derselben 
Rechtssache. 
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Es ist klar, daß diese Funktion wirksamer 
erfüllt werden kann, wenn das an den Er­
zeuger gerichtete Signal direkt und über­
zeugend ist. Genau aus diesem Grund ist 
entschieden worden, die Zahlung der Ab­
gabe bereits für den Zeitpunkt der Ver­
marktung des Getreides vorzusehen, das 
heißt den Zeitpunkt, zu dem der Preis vom 
Landwirt erzielt wird. Ein Garantie- oder 
Kautionssystem dagegen, das nicht diesel­
ben unmittelbaren Auswirkungen auf die 
Preise hat, wäre, gerade weil es geringere 
Belastungen mit sich bringt, weniger erfolg­
reich und somit für die angestrebte Drosse­
lung des Getreideangebots weniger geeignet. 

Mit anderen Worten: Zwar würde das in 
Erwägung gezogene Garantiesystem ausrei­
chen, um das Ziel, die tatsächliche Zahlung 
der Abgabe sicherzustellen, zu verwirkli­
chen; es stünde jedoch nicht mit dem Ziel 
— und zwar genau dem Ziel der Maß­
nahme — in Einklang, einen direkten 
Druck auf die Preise auszuüben, um von 
der Erzeugung abzuschrecken. 

8. Es ist somit festzustellen, daß die sofor­
tige Erhebung der Abgabe den Zielen dieses 
Instruments sehr zweckdienlich ist und folg­
lich nicht gegen den Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit verstößt. 

9. In Anbetracht dessen bin ich der Auffassung, daß dem vorlegenden Gericht wie 
folgt zu antworten ist: 

„Die Prüfung der Vorabentscheidungsfrage hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
des Artikels 4 b der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates [in der durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1097/88 des Rates geänderten Fassung] und der Verord­
nung (EWG) Nr. 1432/88 der Kommission in Frage stellen könnte." 
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